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8 AZR 678/92 
Sa 108/92 L. m Namen des Volkes!

Verkündet am
23. September 1993 Urteil
Höhmann, In Sachen
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. September 1993 durch die 
Richter Dr. Ascheid, Dr. Müller-Glöge und Dr. Mikosch sowie 
die ehrenamtlichen Richter Rheinberger und Harnack für Recht 
erkannt:

1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil
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des Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom 
24. November 1992 - Sa 108/92 L. - wird zu­
rückgewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer ordentli­
chen Kündigung, die der Beklagte unter Berufung auf Kapitel XIX 
Sachgebiet A Abschnitt III Nummer 1 Absatz 4 Ziffer 1 und 2 der 
Anlage I zum Einigungsvertrag (künftig Abs. 4 Ziff. 1 und 2 EV) 
ausgesprochen hat.

Die im Jahre 1958 geborene Klägerin hat in der ehemaligen 
DDR aufgrund einer staatlichen Abschlußprüfung die Befähigung zur 
Arbeit als Freundschaftspionierleiterin und die Lehrbefähigung in 
den Fächern Deutsch und Kunsterziehung für die unteren Klassen 
der allgemeinbildenden Polytechnischen Oberschule erworben. Ab 
dem 1. August 1979 wurde sie als Freundschaftspionierleiterin 
eingesetzt und erteilte in diesem Rahmen wöchentlich mindestens 
sechs Stunden Unterricht in den Fächern Deutsch, Kunsterziehung 
und Sport. Dabei war sie auch als Klassenleiterin sowohl in Un­
ter- wie Oberstufenklassen vertretungsweise tätig. Von Oktober 
1987 bis Ende 1989 unterrichtete sie Deutsch in einer sechsten 
und siebten Klasse. Seit August 1989 arbeitete sie nur noch als

- 3 -

Lehrerin.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3

Der Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis mit Schreiben 
vom 24. Oktober 1991 wegen mangelnder fachlicher Qualifikation 
der Klägerin ordentlich zum 31. Dezember 1991.

Die Klägerin hat geltend gemacht, sie sei für ihre Tätigkeit 
als Lehrerin in den Unterklassen nach Vorbildung und jahrelanger 
erfolgreicher Praxis genügend qualifiziert. Der Einigungsvertrag 
verbiete es, westliche Anforderungsprofile als Maßstab anzulegen. 
Die Kündigung sei zudem sozialwidrig und wegen fehlender Beteili­
gung des Personalrats unwirksam.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch 
die Kündigung vom 24. Oktober 1991 nicht aufge­
löst worden sei, sondern fortbestehe.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat vorgetragen, die Klägerin entspreche wegen mangelnder 
fachlicher Qualifikation nicht den Anforderungen. Bei der Festle­
gung der Anforderungen, die an eine Lehrkraft zu stellen seien, 
stehe ihm ein gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbares Organi­
sationsermessen zu. Nach den Vorgaben über die erforderliche Aus­
bildung der künftigen Lehrer komme die Weiterbeschäftigung der 
Klägerin ohne Abschlüsse sowohl in den Hauptfächern Deutsch und
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Mathematik wie in einem Wahlfach nicht in Betracht. Der Befähi­
gungsnachweis als Freundschaftspionierleiter ohne die Fächerkom­
bination Deutsch und Mathematik befähige auch nicht als Unterstu­
fenlehrer, da der Schwerpunkt der Ausbildung nicht im Berufsbild 
des Lehrers gelegen habe.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben.

In der Berufungsinstanz hat der Beklagte zusätzlich vorge­
tragen, es bestehe kein Bedarf zur weiteren Verwendung der Kläge­
rin. Es stünden genügend ausgebildete Grundschullehrer zur Verfü­
gung, die in der Lage seien, nach dem Klassenleiterprinzip die 
gesamte Fächerpalette der Unterstufe qualifiziert abzudecken. Die 
Klägerin sei schließlich wegen der jahrelangen Tätigkeit als 
Freundschaftspionierleiterin ohne wesentliche Lehrtätigkeit und 
der dadurch bedingten herausgehobenen Position als FDJ-Funktionä- 
rin sowie aufgrund ihrer Mitgliedschaft in nahezu sämtlichen 
Parteiorganisationen eine exponierte Vertreterin des früheren 
Bildungssystems und daher persönlich ungeeignet. Dies folge auch 
aus der hervorragenden Stellung als stellvertretende Direktorin 
für außerunterrichtliche Tätigkeit seit Juni 1989. Nach der be­
sonderen Zielrichtung des Einigungsvertrages stehe dem Beklagten 
bei der Annahme einer mangelnden persönlichen Eignung ein ge­
richtlich nur beschränkt überprüfbarer Beurteilungsspielraum zu.

Die Klägerin hat erwidert, gegen einen mangelnden Bedarf 
spreche, daß sie mit Schreiben vom 3. Juli 1992 vom Staatlichen

zugewiesen
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worden sei. Die von der Tätigkeit eines Freundschaftspionierlei­
ters ausgehende Indoktrination der Schüler habe im übrigen nach 
§ 25 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über das einheitliche sozialisti­
sche Bildungssystem vom 25. Februar 1965 (Gesetzblatt der DDR 
Teil I Nr.6, S. 83) gleichermaßen für jeden Lehrer gegolten.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten zu­
rückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revi­
sion verfolgt der Beklagte weiterhin das Ziel der Klageabweisung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Die Vorinstanzen haben der 
Kündigungsschutzklage zu Recht stattgegeben.

I. Nach Art. 20 Abs. 1 Einigungsvertrag (EV) gelten für die 
Rechtsverhältnisse der Angehörigen des öffentlichen Dienstes zum 
Zeitpunkt des Beitritts die in der Anlage I vereinbarten Regelun­
gen. Die Klägerin war zum Zeitpunkt des Beitritts Angehörige des 
öffentlichen Dienstes. Sie unterrichtete an einer Polytechnischen 
Oberschule.

II. Der Senat hat bereits mit Urteil vom 25. Februar 1993
(- 8 AZR 246/92 - zur Veröffentlichung vorgesehen) über eine auf 
Abs. 4 Ziff. 1 EV gestützte Kündigung in dem Fall eines Freund­
schaftspionierleiters mit der Lehrbefähigung für Deutsch und 
Musik entschieden. Der vorliegende Rechtsstreit gibt keine Veran­
lassung, von diesem Urteil abzuweichen. Soweit die Kündigung mit
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mangelnder fachlicher Qualifikation der Klägerin begründet wird, 
ist demnach von folgenden Grundsätzen auszugehen:

1. a) Nach Abs. 4 Ziff. 1 EV ist die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses in der öffentlichen Verwaltung auch zuläs­
sig, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnder fachlicher Qualifika­
tion den Anforderungen nicht entspricht.

b) Abs. 4 Ziff. 1 EV wird ergänzt durch Art. 37 EV. Nach 
Art. 37 Abs. 1 Satz 1 EV gelten in der Deutschen Demokratischen 
Republik erworbene oder staatlich anerkannte schulische, berufli­
che und akademische Abschlüsse oder Befähigungsnachweise in dem 
in Art. 3 EV genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) weiter. Die Rege­
lung in Art. 37 Abs. 1 Satz 2 und 3 EV, wonach im Beitrittsgebiet 
oder in den anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland ein­
schließlich Berlin (West) abgelegte Prüfungen oder erworbene Be­
fähigungsnachweise einander gleichstehen und die gleichen Berech­
tigungen verleihen, wenn sie gleichwertig sind, erfaßt den 
Streitgegenstand des vorliegenden Rechtsstreits nicht; denn es 
ist nicht darüber zu entscheiden, ob die Klägerin im alten Bun­
desgebiet unterrichten könnte.

2. Es ist aber weiter zu berücksichtigen, daß der Arbeitgeber 
unter sachlichen Gesichtspunkten die Qualifikationsvoraussetzun­
gen festlegen kann, indem er die Anforderungsprofile bestimmt, 
die er mit einem Arbeitsplatz verbindet. Eine Kündigung ist dann 
möglich, wenn unter Berücksichtigung der festgelegten Qualifika­
tionsmerkmale eine Beschäftigung für den Arbeitnehmer, der diesen 
Anforderungen nicht genügt, nicht mehr vorhanden ist. Genau wie
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der Unternehmer durch freie Unternehmerentscheidung kann auch das 
Land in seinem Zuständigkeitsbereich die Qualifikationen festle­
gen, die es zur Ausfüllung des Arbeitsplatzes für erforderlich 
hält.

3. Bei Festlegung der Qualifikationsmerkmale hat der Arbeitge­
ber die Regelung in Art. 37 Abs. 1 Satz 1 EV zu beachten. Danach 
ist auf die einzelnen beruflichen Abschlüsse oder Befähigungen, 
nicht auf eine Berufsbezeichnung (hier "Lehrer"), abzustellen.
Der Regelung liegt die Zielsetzung zugrunde, beruflich tätigen 
Arbeitnehmern jedenfalls im Beitrittsgebiet die Qualifikationen 
nicht abzuerkennen, die sie zur bisherigen Berufsausübung in der 
ehemaligen DDR befähigten. Erworbene Einzelabschlüsse müssen 
einem bestimmten Berufsbild zugeordnet werden können.

4. a) Die Klägerin hat Befähigungen in den Fächern Deutsch und 
Kunsterziehung erlangt, die dem Beruf eines Lehrers zuzuordnen 
sind. Die Freundschaftspionierleiter wurden an Pädagogischen 
Hochschulen, Instituten für Lehrerbildung und am Zentralinstitut 
für Aus- und Weiterbildung in Droyßig ausgebildet (vgl. Nr. 2 der 
Richtlinie zur Auswahl, zur Delegierung, zum Einsatz und zur Tä­
tigkeit der hauptberuflich tätigen Freundschaftspionierleiter vom
5. April 1976, Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für 
Volksbildung Nr. 5/1976, S. 23). Nach der Stundentafel hatten sie 
in einem Hauptfach und einem Wahlfach die gleiche Ausbildung wie 
die Unterstufenlehrer. Von einer absoluten Trennung der unter­
schiedlichen Abschlüsse im Hinblick auf die spätere berufliche 
Tätigkeit kann nicht ausgegangen werden. Das ergibt sich schon 
aus dem Abschlußzeugnis (vgl. BAG Urteil vom 25. Februar 1993
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- 8 AZR 246/92 zu II 5 der Gründe). Danach erhielt der Absol­
vent die Befähigung zur Arbeit als Freundschaftspionierleiter 
sowie die Lehrbefähigung für bestimmte Unterrichtsfächer. Das 
Zeugnis der Klägerin wies dementsprechend ausdrücklich zwei "Be­
fähigungen" aus. Außerdem konnten die hauptberuflich tätigen 
Freundschaftspionierleiter nach Nr. 9.3. der genannten Richtlinie 
vom 5. April 1976 planmäßig mindestens zwei und höchstens sechs 
Stunden Unterricht in maximal zwei Klassen erteilen. Solchen Un­
terricht hat die Klägerin auch erteilt. In Nr. I. 6.10. der 
Richtlinie zur Tätigkeit der hauptamtlichen Freundschaftspionier­
leiter (Arbeitsrichtlinie) und Regelungen für die Leitungen der 
FDJ zur Auswahl, zur Delegierung und zum Einsatz der Freund­
schaftspionierleiter vom 17. April 1984 (Verfügungen und Mittei­
lungen des Ministeriums für Volksbildung Nr. 6/1984, S. 77) ist 
weiter bestimmt, der Freundschaftspionierleiter werde nach lang­
jähriger und erfolgreicher Tätigkeit vorrangig in Leitungen des 
Jugendverbandes für leitende Tätigkeit im Bereich der Volksbil­
dung, als Lehrer (im Original nicht unterstrichen) oder Erzieher 
bzw. in außerschulischen Einrichtungen eingesetzt. Danach war mit 
der Ausbildung zum Freundschaftspionierleiter in der ehemaligen 
DDR die Befähigung zu einer Tätigkeit als Lehrer verbunden.

b) Da die Klägerin seit 1979 wöchentlich mindestens sechs Stun­
den unterrichtet hat und seit 1989 nur noch als Lehrerin einge­
setzt war, bestand nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 EV eine anzuerken­
nende fachliche Qualifikation als Lehrerin mit dem Hauptfach 
Deutsch und dem Wahlfach Kunsterziehung. Die Klägerin besitzt für 
den Unterricht in Deutsch und Kunsterziehung entsprechende ar-
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beitsplatzbezogene Kenntnisse und Fähigkeiten. Fachliche oder di­
daktische Mängel sind von dem Beklagten nicht vorgetragen worden. 
Die Qualifikation in diesen Fächern kann nicht mit der Begründung 
in Abrede gestellt werden, es fehle ein anzuerkennender Abschluß 
in einem dritten Fach (vgl. BAG Urteil vom 25. Februar 1993, 
aaO) .

c) Die auf Lehrbefähigung und praktischer Tätigkeit beruhende 
Qualifikation der Klägerin für den Unterricht in den Fächern 
Deutsch und Kunsterziehung genügt für einen Einsatz als Lehrerin. 
Der Streitfall erfordert keine Stellungnahme zu der Frage, in 
welcher Form der öffentliche Arbeitgeber Qualifikationsvorausset­
zungen festlegen kann, insbesondere, ob es einer Regelung durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung bedarf. Auch wenn die formlose Fest­
legung von Qualifikationsvoraussetzungen genügte-, muß diese sich 
- wie ausgeführt - im Rahmen von Art. 37 Abs. 1 Satz 1 EV halten. 
Die Forderung, als Grundschullehrer seien nur solche Lehrkräfte 
fachlich qualifiziert, die in beiden Hauptfächern und zusätzlich 
in einem Wahlfach in der Grundschule unterrichten könnten, läßt 
sich mit Art. 37 Abs. 1 Satz 1 EV nicht vereinbaren. Es kommt 
nicht darauf an, ob es dem Beklagten möglich ist oder ob er gar 
verpflichtet ist, die Klägerin auch als Klassenleiterin einzuset­
zen. Jedenfalls scheitert ihr Einsatz als Lehrerin nicht an feh­
lender fachlicher Qualifikation.

III.1. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, soweit der Be­
klagte die Kündigung auf mangelnde persönliche Eignung im Sinne 
von Abs. 4 Ziff. 1 EV stütze, genüge sein Vortrag den zu stellen-
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den Anforderungen nicht. Im Einzelfall könne zwar die Darstellung 
besonders eindeutiger Tätigkeiten genügen, wenn in hervorgehobe­
ner Art und Weise politische Ziele der ehemaligen DDR gefördert 
worden seien und deshalb eine Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne 
des Grundgesetzes ohne vernünftige Zweifel nicht erwartet werden 
könne. Die Klägerin habe aber unwidersprochen darauf hingewiesen, 
daß die Tätigkeit des Freundschaftspionierleiters mit der eines 
normalen Lehrers nach Ausbildung und Erziehungszielen vergleich­
bar sei, wenn auch in unterschiedlichen Unterrichtsbereichen. Die 
Tätigkeit des Freundschaftspionierleiters sei im Einzelfall 
durchaus Ausgangspunkt für eine herausragende Karriere im Bil­
dungswesen gewesen. Das erübrige jedoch nicht den einzelfallbezo­
genen substantiierten Vortrag zu Fehlverhaltensweisen der Kläge­
rin, die den Schluß auf die mangelnde persönliche Eignung zulie­
ßen.

2. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind revisions­
rechtlich nicht zu beanstanden. Deshalb kann dahingestellt blei­
ben, ob das Nachschieben des Kündigungsgrundes in II. Instanz zu­
lässig war.

a) Nach Abs. 4 Ziff. 1 EV ist die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses in der öffentlichen Verwaltung auch zuläs­
sig, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnder persönlicher Eignung 
den Anforderungen nicht entspricht.

Die mangelnde persönliche Eignung im Sinne von Abs. 4 
Ziff. 1 EV ist eine der Person des Arbeitnehmers anhaftende Ei­
genschaft, die sich auch aus der bisherigen Lebensführung heraus-
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gebildet haben kann. Die persönliche Eignung eines Angestellten 
des öffentlichen Dienstes erfordert, daß er sich durch sein ge­
samtes Verhalten zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekennen muß. Zu den grundlegenden 
Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung 
vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem 
vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, 
die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlich­
keit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unab­
hängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancen­
gleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf ver­
fassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition (vgl.
BVerfGE 2, 1 - Leitsatz 2 -).

Die hiernach zu stellenden Anforderungen haben sich an den 
Aufgaben des Angestellten auszurichten. Ein Lehrer muß den ihm 
anvertrauten Schülern glaubwürdig die Grundwerte des Grundgeset­
zes vermitteln. Er muß insbesondere die Gewähr dafür bieten, daß 
er in Krisenzeiten und ernsthaften Konfliktsituationen zu den 
Grundwerten der Verfassung steht (BVerfG Beschluß vom 22. Mai 
1975 - 2 BvL 13/73 - BVerfGE 39, 334 = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 5 
GG; BAG Urteil vom 18. März 1993 - 8 AZR 356/92 - zur Veröffent­
lichung bestimmt, zu B III 1, 2 der Gründe).

Der Regelung in Abs. 4 Ziff. 1 EV liegt zugrunde, daß Ar­
beitnehmer von einem früheren Arbeitgeber eingestellt worden 
sind, mit denen der jetzige Arbeitgeber einen Arbeitsvertrag 
nicht geschlossen hätte, wenn er an ihrer persönlichen Eignung 
berechtigte Zweifel gehabt hätte. Abs. 4 Ziff. 1 EV erlaubt daher
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- auch - eine Prüfung, ob der früher eingestellte Arbeitnehmer 
für die jetzige Tätigkeit persönlich geeignet ist, ohne daß be­
reits Vertragsverletzungen und damit konkrete Störungen des Ar­
beitsverhältnisses eingetreten sein müßten. Deshalb zwingt die 
Regelung in Abs. 4 Ziff. 1 EV den öffentlich-rechtlichen Arbeit­
geber nicht, gleichsam die rechtsstaatliche Einstellung eines Ar­
beitnehmers zunächst zu erproben (BAG Urteil vom 18. März 1993, 
aaO). Ein gerichtlich nur beschränkt überprüfbarer Beurteilungs­
spielraum hinsichtlich der gesetzlichen Voraussetzungen des 
Abs. 4 EV ist damit nicht verbunden. Es gelten nicht die Grund­
sätze für Einstellungen in den öffentlichen Dienst, sondern die 
für Kündigungen (vgl. zum Beurteilungsspielraum BAG Urteil vom
6. Juni 1984 - 7 AZR 456/82 - AP Nr. 11 zu § 1 KSchG 1969 Verhal­
tensbedingte Kündigung, zu II 2 a aa der Gründe; BAG Urteil vom 
28. Januar 1993 - 8 AZR 169/92 -, zur Veröffentlichung bestimmt, 
zu III der Gründe; BVerwG Urteil vom 27. November 1980 - 2 C 
38.79 - AP Nr. 10 zu Art. 33 Abs. 2 GG, betr. die Zulassung zum 
Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Volksschulen; BVerwG Ur­
teil vom 28. November 1980 - 2 C 24.78 - AP Nr. 12 zu Art. 33 
Abs. 2 GG, betr. die Entlassung eines Beamten auf Probe); denn 
durch eine auf Abs. 4 Ziff. 1 EV gestützte Kündigung wird in be­
sonderer Weise in das Grundrecht der Berufsfreiheit des einzelnen 
Beschäftigten eingegriffen. Ein Beurteilungsspielraum kann sich 
nur im Rahmen der vorzunehmenden Einzelfallprüfung auf eine Abwä­
gung besonders belastender Umstände bei der Identifikation mit 
den Staats- und Parteizielen in der ehemaligen DDR gegenüber spe­
zifisch entlastenden Tatsachen zur persönlichen Eignung des Ar­
beitnehmers beziehen. Darum geht es im Streitfälle jedoch nicht.
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Ein Lehrer ist nicht schon deshalb ungeeignet, weil er nach 
den früheren gesetzlichen Bestimmungen bei der Verwirklichung der 
Staatsziele der DDR mitzuwirken hatte. Eine mangelnde persönliche 
Eignung ist aber indiziert, wenn er sich in der Vergangenheit in 
besonderer Weise mit dem SED-Staat identifiziert hat. Dies ist 
anzunehmen, wenn der Arbeitnehmer nicht nur kurzfristig Funktio­
nen wahrgenommen hat, aufgrund derer er in hervorgehobener Posi­
tion oder überwiegend an der ideologischen Umsetzung der Ziele 
der SED mitzuwirken hatte. Der kündigende Arbeitgeber des öffent­
lichen Dienstes hat die vom Arbeitnehmer wahrgenommene Funktion 
einschließlich ihrer Grundlagen und ihrer Bedeutung in der Ver­
fassungswirklichkeit der DDR darzulegen und gegebenenfalls zu be­
weisen. Der Arbeitnehmer hat die Möglichkeit, die Annahme der be­
sonderen Identifikation durch substantiierten Sachvortrag zu ent­
kräften.

b)aa) Soweit der Beklagte die mangelnde Eignung der Klägerin aus 
deren Mitgliedschaft "in nahezu sämtlichen Parteiorganisationen" 
herleitet, ist festzuhalten, daß die bloße Mitgliedschaft in 
Parteiorganisationen einen solchen Schluß noch nicht trägt. Die 
Klägerin hat sich in den Parteiorganisationen weder durch Ämter 
noch durch Tätigkeiten besonders hervorgetan. Auch die Kumulation 
der Mitgliedschaft in der SED, dem FDGB, der FDJ und der Deutsch- 
Sowjetischen Freundschaft rechtfertigt nicht die Annahme einer 
besonderen Identifikation mit dem SED-Staat, wie sie insbesondere 
in hauptamtlicher Parteiarbeit zum Ausdruck kommt.
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bb) Allein die Tatsache, daß die Klägerin jahrelang als Freund­
schaftspionierleiterin gearbeitet hat, macht sie ebenfalls nicht 
persönlich ungeeignet für den Beruf des Lehrers.

Der Freundschaftspionierleiter war zwar als hauptberuflicher 
Funktionär des sozialistischen Jugendverbandes und Pädagoge poli­
tischer Leiter der Pionierfreundschaft. Von ihm wurde "ein klarer 
Klassenstandpunkt und eine sozialistische Moral" verlangt (vgl. 
die Ausführungen unter "Berufsbild des Freundschaftspionierlei­
ters" vor Nr. 1 der genannten Richtlinie zur Auswahl, zur Dele­
gierung, zum Einsatz und zur Tätigkeit der hauptberuflich tätigen 
Freundschaftspionierleiter, aaO). Doch kam dem Freundschaftspio­
nierleiter damit noch keine hervorgehobene Funktion zu. Die an 
der Schule eingesetzten Pädagogen und Pionierleiter erfüllten 
einen als einheitlichen Prozeß verstandenen Bildungs- und Erzie­
hungsauftrag. Dieser hatte, ausgehend von der angeblich erreich­
ten Gesellschaftsform der entwickelten sozialistischen Gesell­
schaft, einen Menschen vor Augen, der sich zur sozialistischen 
Persönlichkeit ausbildet. Diese Persönlichkeit hat in § 1 des Ge­
setzes über die Teilnahme der Jugend an der Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft und über ihre allseitige 
Förderung in der Deutschen Demokratischen Republik - Jugendgesetz 
der DDR - vom 28. Januar 1974 (Gesetzblatt der DDR Teil I Nr. 5, 
S. 45) seine verbindliche Definition erfahren. Dabei bestanden 
als einheitliches Ziel politisch-ideologische Ansprüche, auf den 
Erwerb vielfältiger Kenntnisse und Fähigkeiten gerichtete Pflich­
ten und moralische Normen. Die politisch-ideologischen Ansprüche 
waren einseitig auf die Anerkennung und Übernahme des Marxismus-
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Leninismus sowie die Unterwerfung unter die SED ausgerichtet, be­
inhalteten also eine Indoktrinierung und schlossen jeden Plura­
lismus aus. Die Pflichten zum Erwerb von Kenntnissen und Fähig­
keiten reichten vom fachlichen und wissenschaftlichen Gebiet über 
die kulturell-ästhetische Bildung bis hin zu Körperkultur und 
Sport und waren als gesellschaftliche Normen auf eine sozialisti­
sche Leistungsgesellschaft ausgerichtet. Sie können vor allem 
nicht negativ bewertet werden, soweit sie auf die Aneignung eines 
hohen fachlichen Wissens und beruflicher Fähigkeiten abzielten. 
Die moralischen Normen standen ebenfalls weitgehend in keinem un­
vereinbaren Gegensatz zu humanistischen Wertvorstellungen. Die 
politisch-ideologischen Ansprüche hingegen erforderten von den 
Jugendlichen, sich in das System einzuordnen, das von dem SED- 
Staat vorgegeben war, und sich diesem unterzuordnen. Das beinhal­
tete die Aneignung der marxistisch-leninistischen Weltanschauung, 
eine Ablehnung all dessen, was aus dem Westen (Imperialismus) 
kam, die Anerkennung der Führungsrolle der Sowjetunion und Ver­
teidigungsbereitschaft einschließlich vormilitärischer und später 
militärischer Ausbildung. Hier stellte die SED totale Anforderun­
gen. Erreicht werden sollte dies, wie sich aus dem Gesetz über 
das einheitliche sozialistische Bildungssystem vom 25. Februar 
1965 (aaO) ergibt, durch Koordinierung und Übereinstimmung aller 
Maßnahmen der schulischen und außerschulischen Bildung und Erzie­
hung.

Die Tätigkeit als Freundschaftspionierleiter ist danach ein 
Grund, die persönliche Eignung des Lehrers kritisch zu prüfen. 
Andererseits waren die Freundschaftspionierleiter wie Lehrer und
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Erzieher in den einheitlichen sozialistischen Bildungsauftrag 
eingebunden. Auch die jahrelange Wahrnehmung dieses Amtes begrün­
det für sich genommen noch keine die Eignung als Lehrer aus­
schließenden Zweifel. Um anzunehmen, ein Freundschaftspionierlei­
ter habe sich in besonderer Weise mit dem SED-Staat identifi­
ziert, bedarf es daher zusätzlicher Umstände. Es ist Sache des 
öffentlichen Arbeitgebers, solche Umstände, etwa zum Werdegang 
oder zur Tätigkeit des Freundschaftspionierleiters, im Einzelfall 
vorzutragen. Der bloße Hinweis auf die Funktion des Freund­
schaftspionierleiters kann nicht genügen. Der Beklagte hat nicht 
behauptet, eine mangelnde Eignung der Klägerin folge aus ihrer 
individuellen Amtsführung als FDJ-Funktionärin.

cc) Ob die Stellung eines stellvertretenden Direktors für außer­
unterrichtliche Tätigkeit bereits eine hervorgehobene Position im 
Schulwesen im Sinne der Senatsrechtsprechung darstellt, kann da­
hinstehen. Der Beklagte hat nicht behauptet, die Klägerin habe in 
diesem Amt an der ideologischen Umsetzung der Ziele der SED mit­
gewirkt. Zudem hat die Klägerin diese Funktion bis zur sog. Wende 
nur ganz kurzfristig ausgeübt. Auch die Zusammenschau aller Ge­
sichtspunkte läßt keine besondere Identifikation der Klägerin mit 
dem SED-Staat erkennen. Bei dieser Sachlage hätte es, worauf das 
Landesarbeitsgericht zu Recht hingewiesen hat, eines zusätzlichen 
Vortrags des Beklagten zur mangelnden Eignung der Klägerin be­
durft.

IV.1. Die Kündigung ist auch nicht gemäß Abs. 4 Ziff. 2 EV wirk-
$

sam. Danach ist die ordentliche Kündigung eines Arbeitsverhält-
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nisses auch zulässig, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnden Be­
darfs nicht mehr verwendbar ist. Dieser Kündigungsgrund setzt 
einen Überhang an Arbeitskräften voraus, infolgedessen der Ar­
beitsbereich des zu kündigenden Arbeitnehmers entfallen ist (BAG 
Urteil vom 18. März 1993 - 8 AZR 331/92 -, zur Veröffentlichung 
bestimmt, zu II 3 der Gründe m.w.N.). Entgegen der Annahme des 
Landesarbeitsgerichts kann allerdings ein mangelnder Bedarf nicht 
schon dann ausgeschlossen werden, wenn der Arbeitnehmer tatsäch­
lich vertragsgemäß beschäftigt wird; ein bestimmter Beschäfti­
gungsbedarf bleibt auch bei einem Überhang an Arbeitskräften be­
stehen.

2. Der Beklagte hat diese Voraussetzungen nicht dargelegt. Er 
hat weder vorgetragen, wieviele ausgebildete Grundschullehrer zur 
Verfügung stehen, noch, wieviele Grundschullehrer nach der Schul­
planung benötigt werden. Nur ein Vergleich der vorhandenen Lehr­
kapazität mit der nach der planenden Einschätzung des Beklagten 
benötigten Lehrkapazität ließe den Schluß auf mangelnden Bedarf 
zu. Der bloße Vortrag, es stünden genügend ausgebildete Grund­
schullehrer zur Verfügung, erfüllt nicht die Anforderungen an die 
schlüssige Darlegung eines mangelnden Bedarfs; denn das Wort "ge­
nügend" enthält eine Wertung, die ohne konkrete Tatsachen nicht 
nachvollzogen werden kann. Daher kommt es nicht darauf an, ob die 
Kündigung wegen mangelnden Bedarfs gegenüber Lehrern mit der 
Lehrbefähigung in Deutsch und einem Wahlfach immer schon dann ge­
rechtfertigt ist, wenn der Unterrichtsbedarf mit solchen Lehrern 
abgedeckt werden kann, die zusätzlich die Lehrbefähigung im Fach 
Mathematik besitzen. Wird ein Überhang an Lehrern insgesamt kon­
kret dargelegt, so kann bei Beurteilung der Wirksamkeit der
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Kündigung nach Abs. 4 EV die mindere Lehrbefähigung jedenfalls 
mit berücksichtigt werden. Der Beklagte hat ferner nicht schlüs­
sig vorgetragen, daß der Einsatz eines Lehrers in der Grundschule 
ohne die Lehrbefähigung im Fach Mathematik nicht möglich sei.
Dazu hätte es der näheren Darstellung des abzudeckenden 
Unterrichtsbedarfs und der vorhandenen Lehrkräfte einschließlich 
ihrer Lehrbefähigung bedurft.

3. Bei dieser Rechtslage kommt es nicht darauf an, ob der Kün­
digungsgrund des Abs. 4 Ziff. 2 EV überhaupt wirksam nachgescho­
ben werden konnte.

V. Der Beklagte hat keine weiteren Kündigungsgründe geltend ge­
macht, die eine soziale Rechtfertigung der Kündigung im Sinne von 
§ 1 Abs. 2 KSchG ergeben könnten. Da die Kündigung vom
24. Oktober 1991 gemäß § 1 Abs. 1 KSchG rechtsunwirksam ist, 
kommt es nicht darauf an, ob etwa auch eine Unwirksamkeit nach 
personalvertretungsrechtlichen Regelungen vorliegt.

VI. Die Klägerin hat in der Revisionsverhandlung klargestellt, 
daß ihr Feststellungsantrag allein den punktuellen Streitgegen­
stand der §§ 4, 7 KSchG umfaßt. Auf das Feststellungsinteresse 
nach § 256 Abs. 1 ZPO für einen weitergehenden Antrag kommt es 
daher nicht an.
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VII. Der Beklagte hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kösten der er­
folglosen Revision zu tragen.

Dr. Ascheid Dr. Müller-Glöge Dr. Mikosch 

Rheinberger Harnack
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